
 

 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2008 

§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, 
die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Weinsteuer, die Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die 
Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die Kraftfahrzeugsteuer, die 
Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene 
Versicherungssteuer, die Werbeabgabe, die Konzessionsabgabe, die 
Spielbankabgabe und der Kunstförderungsbeitrag sowie ab dem Jahr 2009 der 
Wohnbauförderungsbeitrag. 

§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Einmalzahlung gemäß dem Abkommen 
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik Österreich 
über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt, die 
Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, 
die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Weinsteuer, die Schaumweinsteuer, die 
Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- 
und Schenkungssteuer, die Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die 
Flugabgabe, die Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die 
Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die 
motorbezogene Versicherungssteuer, die Werbeabgabe, die Konzessionsabgabe, 
die Spielbankabgabe und der Kunstförderungsbeitrag sowie ab dem Jahr 2009 der 
Wohnbauförderungsbeitrag. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 
 

 Bund Länder Gemeinden 
Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 
Grunderwerbsteuer 4,000 – 96,000 
Bodenwertabgabe 4,000 – 96,000 
Ab dem Jahr 2009: 
Wohnbauförderungsbeitrag 

19,450 80,550 – 

 

Für die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die 
Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, 
die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Schaumweinsteuer, die 
Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- 

§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 
 

 Bund Länder Gemeinden 
Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 
Grunderwerbsteuer 4,000 – 96,000 
Bodenwertabgabe 4,000 – 96,000 
Ab dem Jahr 2009: 
Wohnbauförderungsbeitrag 

19,450 80,550 – 

 

Für die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die 
Einmalzahlung gemäß dem Abkommen zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Republik Österreich über die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Steuern und Finanzmarkt, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, 
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und Schenkungssteuer, die Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die 
Flugabgabe, die Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die 
Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene Versicherungssteuer, die 
Konzessionsabgabe und den Kunstförderungsbeitrag (Abgaben mit einheitlichem 
Schlüssel) gilt ein einheitliches Hundertsatzverhältnis, das wie folgt ermittelt wird: 

die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die 
Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die 
motorbezogene Versicherungssteuer, die Konzessionsabgabe und den 
Kunstförderungsbeitrag (Abgaben mit einheitlichem Schlüssel) gilt ein 
einheitliches Hundertsatzverhältnis, das wie folgt ermittelt wird: 

1. bis 3. … 1. bis 3. … 

(2) Vom jeweiligen Nettoaufkommen sind abzuziehen: (2) Abzuziehen sind 

 1. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II (§ 93 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 EStG 1988, ab 
1. Jänner 2012 hingegen § 93 EStG 1988 in Verbindung mit § 27 Abs. 2 
Z 2, Abs. 3 und 4 EStG 1988) und der Körperschaftsteuer 1,75 % sowie 
im Jahr 2011 weitere 78,267 Millionen Euro und ab dem Jahr 2012 
weitere 85,667 Millionen Euro jährlich für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs und 1,1 % für Zwecke des Katastrophenfonds 
sowie von den Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer 
weitere 10 Millionen Euro jährlich für Zwecke des Katastrophenfonds. 
Wenn die Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, kann der Abzug 
von den Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer für Zwecke 
der Abgeltung von Schäden durch Naturkatastrophen im Sinne des § 3 des 
Katastrophenfondsgesetzes 1996, BGBl. Nr. 201, durch Beschluss der 
Bundesregierung in dem Ausmaß erhöht werden, das zur Abgeltung dieser 
Schäden zusätzlich erforderlich ist, höchstens jedoch um 1,1 % des 
Nettoaufkommens an Einkommensteuer ohne Kapitalertragsteuer II und 
an Körperschaftsteuer (Aufstockungsbetrag), 

 1. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II und der Körperschaftsteuer 1,75 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens sowie im Jahr 2011 weitere 78,267 Millionen Euro und 
ab dem Jahr 2012 weitere 85,667 Millionen Euro jährlich für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs. Der Abzug für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs ist um die Auswirkungen der Abschaffung der 
Selbstträgerschaft auf die Gebietskörperschaften (§ 24 Abs. 6) zu kürzen; 

 2. von den Ertragsanteilen der Gemeinden bei den Abgaben mit 
einheitlichem Schlüssel (Abs. 1) 0,166% des jeweiligen 
Nettoaufkommens für die teilweise Finanzierung der Beitragsleistungen 
Österreichs an die Europäische Union. 

 2. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II und der Körperschaftsteuer 1,1 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens für Zwecke des Katastrophenfonds sowie von den 
Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer weitere 
10 Millionen Euro jährlich für Zwecke des Katastrophenfonds. Wenn die 
Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, kann der Abzug von den 
Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer für Zwecke der 
Abgeltung von Schäden durch Naturkatastrophen im Sinne des § 3 des 
Katastrophenfondsgesetzes 1996, BGBl. Nr. 201, durch Beschluss der 
Bundesregierung in dem Ausmaß erhöht werden, das zur Abgeltung dieser 
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Schäden zusätzlich erforderlich ist, höchstens jedoch um 1,1 % des 
Nettoaufkommens an Einkommensteuer ohne Kapitalertragsteuer II und 
an Körperschaftsteuer (Aufstockungsbetrag); 

Der Abzug für Zwecke des Familienlastenausgleichs ist um die Auswirkungen der 
Abschaffung der Selbstträgerschaft auf die Gebietskörperschaften (§ 24 Abs. 6) zu 
kürzen. Die Anteile der Länder und Gemeinden an der Umsatzsteuer sind als 
Ausgleich für die Abschaffung der Selbstträgerschaft um deren Auswirkungen auf 
die Länder bzw. die Gemeinden (§ 24 Abs. 6) zu Lasten der Anteile des Bundes an 
der Umsatzsteuer zu erhöhen. 

 3. von den Ertragsanteilen der Gemeinden bei den Abgaben mit 
einheitlichem Schlüssel (Abs. 1) 0,166 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens für die teilweise Finanzierung der Beitragsleistungen 
Österreichs an die Europäische Union. 

 Unter Kapitalertragsteuer II ist die gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 EStG 1988, 
ab 1. Oktober 2011 hingegen die gemäß § 93 EStG 1988 in Verbindung mit § 27 
Abs. 2 Z 2, Abs. 3 und 4 EStG 1988 sowie die als Quellensteuer gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt 
erhobene Einkommensteuer zu verstehen. 

 (2a) Die Anteile der Länder und Gemeinden an der Umsatzsteuer sind als 
Ausgleich für die Abschaffung der Selbstträgerschaft um deren Auswirkungen auf 
die Länder bzw. die Gemeinden (§ 24 Abs. 6) zu Lasten der Anteile des Bundes an 
der Umsatzsteuer zu erhöhen. 

(3) Vor der länderweisen Verteilung sind von den Anteilen der Länder an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe und des 
Kunstförderungsbeitrages für die teilweise Finanzierung der Beitragsleistungen 
Österreichs an die Europäische Union 16,835% der Summe aus 

(3) Vor der länderweisen Verteilung sind von den Anteilen der Länder an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe und des 
Kunstförderungsbeitrages für die teilweise Finanzierung der Beitragsleistungen 
Österreichs an die Europäische Union 16,835% der Summe aus 

 1. den Mehrwertsteuer-Eigenmitteln und den Bruttonationaleinkommen-
Eigenmitteln und 

 1. den Mehrwertsteuer-Eigenmitteln und den Bruttonationaleinkommen-
Eigenmitteln und 

 2. dem Betrag von 853 748 000 Euro, der ab dem Jahr 2009 jährlich um 3% 
gegenüber dem Vorjahreswert zu erhöhen ist, 

 2. dem Betrag von 853 748 000 Euro, der ab dem Jahr 2009 jährlich um 3% 
gegenüber dem Vorjahreswert zu erhöhen ist, 

abzuziehen. Der Abzug dieser Beträge hat bei den einzelnen Abgabenanteilen im 
Verhältnis der Höhe der Abgabenanteile, jedoch ohne den Ausgleich für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß Abs. 2 letzter Satz, zu erfolgen. 

abzuziehen. Der Abzug dieser Beträge hat bei den einzelnen Abgabenanteilen im 
Verhältnis der Höhe der Abgabenanteile, jedoch ohne den Ausgleich für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß Abs. 2a, zu erfolgen. 

(4) bis (11) … (4) bis (11) … 

1784 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

3 von 5

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

IV. Sonder- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 

§ 24. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

(2) bis (5) ... 

(6) Die Auswirkungen der Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß § 42 
und § 46 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gemäß § 9 Abs. 2, § 9 Abs. 7 
Z 5 lit. a sublit. ac und lit. b sublit. bd und § 11 Abs. 8 sind vom Bundesminister 
für Finanzen zu erheben und im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheit, Familie und Jugend mit Verordnung kundzumachen, wobei 

IV. Sonder- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 

§ 24. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

(2) bis (5) ... 

(6) Die Auswirkungen der Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß § 42 
und § 46 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gemäß § 9 Abs. 2 und 2a, § 9 
Abs. 7 Z 5 lit. a sublit. ac und lit. b sublit. bd und § 11 Abs. 8 sind vom 
Bundesminister für Finanzen zu erheben und im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend mit Verordnung 
kundzumachen, wobei 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

(7) bis (8) … (7) bis (8) … 

§ 24 Abs. 9 idF BG BGBl. I Nr. 56/2011 ist gemäß § 25 Abs. 2 ist § 24 
Abs. 9 mit Ablauf des 1. Dezember 2011 außer Kraft getreten (BGBl. I 
Nr. 4/2012); diese Bestimmung lautete: 

„(9) Die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden 
bei den Ländern, die nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 eine 
Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden über einen 
Stabilitätspakt auf Basis des Bundesverfassungsgesetzes über Ermächtigungen 
des Österreichischen Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes, 
BGBl. I Nr. 61/1998, mit der Verpflichtung eines Haushaltsdefizits der Länder 
(einschließlich Wien) in Höhe von höchstens 0,75 % des BIP für das Jahr 2011, 
0,6 % des BIP für das Jahr 2012 und 0,5 % des BIP für die Jahre 2013 und 2014 
nach ESVG ratifiziert haben und in Kraft belassen, monatlich um die 
Mehreinnahmen des Landes aus den steuerlichen Maßnahmen gemäß dem 
Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, gekürzt. Dieser Monatsbetrag 
wird aus dem mit dem Schlüssel für die länderweise Verteilung der Abgaben mit 
einheitlichem Schlüssel ermittelten Anteil des Landes (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. g) an 
den monatlichen Mehreinnahmen der Länder in Höhe von 31,7 Millionen Euro 
für 2012, 33,5 Millionen Euro für 2013 und 36,5 Millionen Euro für 2014 
errechnet. Nach der Ratifizierung der Vereinbarung werden die Ertragsanteile 
wieder ungekürzt überwiesen und die seit Jahresbeginn einbehaltenen Beträge 
zurückerstattet. Die in früheren Jahren einbehaltenen Beträge verbleiben dem 
Bund endgültig.“ 

(9) Die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden 
bei den Ländern, die nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 eine 
Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden über einen 
Stabilitätspakt auf Basis des Bundesverfassungsgesetzes über Ermächtigungen 
des Österreichischen Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes, 
BGBl. I Nr. 61/1998, über die Sicherstellung der nachhaltigen Einhaltung der 
Kriterien über die Haushaltsdisziplin insbesondere auf Basis der Art. 121, 126 
und Art. 136 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und zur Umsetzung der geltenden Regeln des Sekundärrechts, 
insbesondere der Verordnungen zum Stabilitäts- und Wachstumspakt sowie zur 
Umsetzung des Vertrags über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der 
Wirtschafts- und Währungsunion ratifiziert haben und in Kraft belassen, 
monatlich um die Mehreinnahmen des Landes aus den steuerlichen Maßnahmen 
gemäß dem Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, und dem 
1. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, gekürzt. Dieser Monatsbetrag 
wird aus dem mit dem Schlüssel für die länderweise Verteilung der Abgaben mit 
einheitlichem Schlüssel ermittelten Anteil des Landes (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. g) an 
den monatlichen Mehreinnahmen der Länder in Höhe von 33,2 Millionen Euro 
für das Jahr 2012, 49,2 Millionen Euro für das Jahr 2013, 58,1 Millionen Euro 
für das Jahr 2014, 59,0 Millionen Euro für das Jahr 2015 und 63,5 Millionen 
Euro für die Jahre ab 2016 errechnet. Nach der Ratifizierung der Vereinbarung 
werden die Ertragsanteile wieder ungekürzt überwiesen und die seit Jahresbeginn 
einbehaltenen Beträge zurückerstattet. Die in früheren Jahren einbehaltenen 
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(9a) und (10) ... Beträge verbleiben dem Bund endgültig. 

(9a) und (10) ... 

Außerkrafttreten 

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der Bestimmungen des 
§ 24 Abs. 2 und des Abs. 3 dieses Paragrafen mit Ablauf des 31. Dezember 2014 
außer Kraft. 

(2) § 24 Abs. 9 tritt mit Ablauf des Tages außer Kraft, an dem alle Länder 
die nach den Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten der in dieser Bestimmung bezeichneten Vereinbarung erfüllt haben 
und beim Bundeskanzleramt die Mitteilungen der Länder darüber vorliegen. Das 
Außerkrafttreten wird durch den Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt I 
gesondert kundgemacht. 

(3) Wenn bei Beginn eines Jahres der Finanzausgleich für dieses Jahr noch 
nicht gesetzlich geregelt ist, sind den Ländern und Gemeinden während der 
ersten vier Kalendermonate Vorschüsse auf die Ertragsanteile in solcher Höhe zu 
gewähren, wie sie sich aus den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ergeben 
würden. Während der gleichen Zeitdauer bleiben die den Ländern und 
Gemeinden nach diesem Bundesgesetz zugestandenen Besteuerungsrechte und 
die Bestimmungen über die Landesumlage wirksam. 

Außerkrafttreten 

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der Bestimmungen des 
§ 24 Abs. 2 und des Abs. 3 dieses Paragrafen mit Ablauf des 31. Dezember 2014 
außer Kraft. 

(2) § 24 Abs. 9 tritt mit Ablauf des Tages außer Kraft, an dem alle Länder 
die nach den Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten der in dieser Bestimmung bezeichneten Vereinbarung erfüllt haben 
und beim Bundeskanzleramt die Mitteilungen der Länder darüber vorliegen. Das 
Außerkrafttreten wird durch den Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt I 
gesondert kundgemacht. 

(3) Wenn bei Beginn eines Jahres der Finanzausgleich für dieses Jahr noch 
nicht gesetzlich geregelt ist, werden die im letzten Jahr seiner Geltung in Kraft 
gestandenen Bestimmungen bis zu einer gesetzlichen Neuregelung vorläufig 
weiter angewandt. Inwieweit die demgemäß geleisteten Zahlungen rückwirkend 
neu geregelt werden, bleibt der gesetzlichen Neuregelung vorbehalten. 
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